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tazbremen

Super Schule
betr.: „Schule im Geheimen“, taz Bremen vom 12.10.
Die Freie Schule am Körnerwall war eine super Schule, und ich
mochte sie total. Das Schulsystemwar klasse, es gab jedenMittag le-
ckeres Essen. Alle Kinder gingen total gut miteinander um.

LUZIE STEDING, 10 Jahre, ehemalige Schülerin, Bremen

Diese Schule und deren hervorragendes pädagogisches Konzept war
das Beste, was ich je genießen durfte. Dass nun ein beschränkter
Blick auf der Illegalität liegt, ist sehr bedauerlich, denn die inhaltli-
chen Dinge gehen so verloren: freie Entscheidung, Mitbestim-
mungsrecht von Klein und Groß, Verantwortung, Respekt und
Gleichberechtigung. Durch diese Art der pädagogischen Arbeit ent-
steht ein breiteres Spektrum von Bildung, Selbstbildung und Ein-
schätzungsvermögen und zusätzlich bildet sich eine große Begeiste-
rung und Neugierde am Lernen und Erleben.

LISA STEDING, 23 Jahre, ehemalige Schülerin, Bremen

Man weiß, dass sich die Elternschaft dieser Schule vor 14 Jahren zer-
stritt und ein Teil der Eltern eine Schule mit abgespecktem Konzept
gründete, die dann anerkanntwurde, während der Rest weitermach-
te. Die Behörde ersparte sich den Streit mit den – gerade zu Grün-
dungszeiten – wehrhaften und gut informierten Eltern und brauch-
te die Kinder nicht zu beschulen. […] Ein Behördenvertreter begrün-
dete die Ablehnung auchmit demgrundgesetzlichen Prinzip derGe-
meinschaftsschule, also einer Schule, in die alle Kinder unabhängig
von ihrer sozialen Herkunft gemeinsam gehen. Wie passt es dazu,
dass Bremen nach wie vor staatliche und private Gymnasien finan-
ziert, aber nie genugGesamtschulplätze anbietet?Wie passt dazu die
kürzlich erfolgte Genehmigung einer dritten Waldorfschule, die ja
nun wahrhaftig keine soziale Durchmischung fördert? Wie passt
dazu die Förderung einer privaten Elite-Universität auf Kosten der
staatlichen Bremer Universität?

ANTONIE BRINKMANN, Landesvorstand Die Linke, Bremen

Für uns, 37 ehemalige Eltern und 30 SchülerInnen der Freien Schule
am Körnerwall, hat es sich bei unserer ehemaligen Schule zu aller-
erst um ein pädagogisch hochwertiges Experimentierfeld gehan-
delt, in dem viele Antworten auf den PISA-Schock schon gefunden
worden sind, als Pisa noch ausschließlich eine Stadt mit schiefem
Turm war. Wir, die ehemaligen SchülerInnen, sind bis heute der
Überzeugung, dass wir auf keine bessere Grundschule hätten gehen
können. ImUnterricht wurde der Lehrstoff uns SchülerInnen spiele-
risch, ohne Zwang und häufig im Rahmen von Projekten vermittelt,
so dass unser Interesse erweckt wurde und Lernen Spaß gemacht
hat. Wir, die Eltern, haben unsere Kinder zu der Freien Schule gege-
ben, weil den Kindern dort soziale Kompetenz, Selbstbestimmung
und Selbstverantwortung vermittelt wurden. Lesen, Schreiben und
Rechnen lernten die Kinder dabei fast schon nebenher. In Freien
Schulen, nicht selten ungenehmigten, wurde vieles als Erstes er-
probt, was (erst) heute die Grundschulpädagogik beeinflusst. Frei-
räume, in denen auf ähnliche Art und Weise auch heute nach ande-
renWegen gesucht wird, müssten von daher von höchstem öffentli-
chen Interesse sein. ULI F. WISCHNATH u.a., Bremen

Brüskierung Andersgläubiger
betr.: „Von Gott gesegnet“, taz bremen vom 9.10.
Es ist sicherlich zu begrüßen, wenn die Kirchen, neben anderen ge-
sellschaftlichen Gruppen, als Teil des Bremer Gemeinwesens an der
Eröffnung (des neuen Radio-Bremen-Gebäudes, Anm. d. Red.) teilneh-
men, es ist aber nicht einzusehen, warum die Eröffnung mit einem
ökumenischen Gottesdienst in einem öffentlich-rechtlichen Gebäu-
de stattfinden soll. Dann könnteman genauso gut fragen, warum sie
keine Vertreter der jüdischen Gemeinden oder der Moscheen in ei-
nen solchen Gottesdienst einbeziehen. Immerhin leben in Bremen
inzwischen mehr muslimische als katholische Mitbürger. Abgese-
hen davon, gibt es einen beträchtlichen Anteil konfessionsloser Mit-
menschen, die sich durch die kirchliche Einsegnung eines öffentli-
chen Gebäudes brüskiert fühlen.

IVESA LÜBBEN, ELKE SCHERNER, Bremen

Eine Tragikfarce – diese Bezei-
chung verdient das Stück „Angst
verboten“vonLukasHolliger,das
am Freitag im Moks uraufge-
führt wurde. Es gibt sich wie ein
beklemmendes Kammerspiel,
verfällt in krachende Komödien-
szenen und am Ende, das
wieder Herzklopfen pro-
vozieren zu wollen scheint
– kehrt die nötige Span-
nung nicht zurück. Die Fa-
miliensituation – Sohn
Cellist mit Auftrittsangst,
Vater unfalltraumatisiert –
hat sich schonzusehrals eineam
Reißbrett entworfene Möchte-
gern-Hölle denunziert. Der kön-
nen auchdie kluge, strenge Regie
vonAlice Buddenbergund starke
Schauspieler keinen Schrecken
abgewinnen: Dass die Tochter ih-

rem Vater, der sich durch eine
Hunde-Phobie auszeichnet, zum
Geburtstag einenHund inbesten
Absichten zugeschickt haben soll
– manmag’s nicht glauben. Aber
als sie sieht, was mit dem Hund
geschehen ist, soll ihr Entsetzen

echt sein: Über das, was der
Vater mit dem Hund, der
ihm – Fleisch gewordenes
Symbol eigener Ängste –
riesenhaft erscheint, mit
ihm gemacht hat. Der Vater
– Siegfried W. Maschek ge-
staltet diesen Kampf mit

herzzerreißender Komik – hat
ihm… Ja, er hat ihm tatsächlich,
und dasmit eigener Hand!Wenn
AmbivalenzundnichtBelehrung
Holligers Ziel gewesen wäre, hät-
te da Schluss seinmüssen.

BENNO SCHIRRMEISTER

Beiräte wollen keinen Ausschuss
Die rot-grüne Koalition wollte laut Koalitionsvertrag den Gesamtbeirat abschaffen und durch einen
Bürgerschaftsausschuss ersetzen. Doch jetzt rudert sie zurück, es wird wohl beide Gremien geben

Rathaus oder Bürgerschaft: Unter welchem Schirm sind die Beiräte am besten aufgehoben? FOTO: DPA

dass das Gremium nicht abge-
schafft werden dürfe. Der neue
Bürgerschaftsausschuss sei zwar
„gut gemeint“, sagt Piontkowski,
könne den Gesamtbeirat aber
nicht ersetzen. „In dem Aus-
schuss sind wir sind nur Gast.
Wir werden zwar aufgefordert,
uns einzubringen, können aber
nicht einmal Anträge stellen. Da
fühle ich mich in meinen Mög-
lichkeiten beschnitten,“ sagt Pi-
ontkowski.

Die Vorsitzende des neuen
Bürgerschaftsausschusses Rena-
te Möbius (SPD), kann das nach-
vollziehen. Möbius war selbst
lange Zeit im Ortsbeirat Neu-
stadt aktiv. Sie selbst hält denGe-
samtbeirat für „reformbedürf-
tig“. „Wir müssen mit den Beirä-
ten diskutieren, ob und wie der

Gesamtbeirat beibehalten wer-
den soll und welche Kompeten-
zen er haben sollte.“ Dabei dürfe
jedoch „kein Porzellan zerschla-
gen“ werden.

Bis Ende des Jahres will die Se-
natskanzlei jetzt nach Angaben
von Senatssprecher Herrmann
Kleen einen Referentenentwurf
für eine Änderung des Beirätege-
setzes vorlegen. Das Gesetz wäre
die Voraussetzung für eine Re-
form des Gesamtbeirates – oder
eben für dessen Abschaffung.
Doch alle Beteiligten sind sich
darin einig, dass das Gesetz in
enger Abstimmung mit den Bei-
räten entwickelt werden soll.
Und so wird es wohl auf eine Art
Parallelmodell hinauslaufen, in
dem der neue Bürgerschaftsaus-
schuss und der Gesamtbeirat ne-

Eine seltsame Prozessionwar am
Samstagabend in der Böttcher-
straße zu beobachten: 90 Men-
schen, die umnebelt von Räu-
cherstäbchen einem Lastenrad
folgen, vondessenLadeflächedie
aggressive Musik der
Deutschrock-Band Rammstein
dröhnt. Einige Passanten, die
durch die Touristen-Gasse
schlenderten, ergriffensofortdie
Flucht, andere fragten, ob es sich
umeineFanclub-Aktionhandele.
Die Auflösung: Die Performance
gehörte zu einem Kunst-Projekt
und sollte auf den kruden Entste-
hungskontext der Touristenat-
traktion aufmerksam machen:
„Roselius, der Stifter der Bött-
cherstraße, war nicht nur kunst-
besessen, sondern auch besessen
vom völkischen Weltbild, aber
das wird bei ihrer Vermarktung
gerneunterschlagen,“hießes zu-

vor in einemVortrag.
An insgesamt acht Stationen

rückten das „Autonome Archi-
tektur Atelier“ zusammen mit
der Medienkunstgruppe

Mit Rammstein gegen das Vergessen
Ein mobiles Kunstprojekt rückt Bremens Touristen-Magneten wie Roselius’ Böttcherstraße in ein neues Licht

„share.bremen“ zentrale Bremer
Orte in eine Perspektive, die in
Reiseführern meist ausgeblen-
det und in der Regel nur bei al-
ternativen Stadtrundgängen
sichtbar wird. Unter dem Titel
„move.it!!“ startete die vom Kul-
tursenator unterstützte Tour am
Wagenfeld Haus – heute bekannt
als modernes Designzentrum,
ursprünglich ein Gefängnis, be-
kannt als „Ostertorwache“. Der
Medienkünstler BNC, Initiator
des Projekts, warf Innenansich-
ten aus der Zeit, als hier Gestapo-
und später Abschiebehäftlinge
weggesperrt wurden, per Dia-
projektor an die weiße Außen-
wand. Das öffentliche Denkmal,
das auf die Vergangenheit des
Gebäudes hinweist, ist vor eini-
gen Jahren aus dem Blickfeld der
Kulturmeilengänger entfernt
worden und steht jetzt im vergit-

VON CHRISTIAN JAKOB

Ein Reformprojekt der rot-grü-
nen Koalition wird offenbar fal-
len gelassen. Der Gesamtbeirat,
das Koordinierungsgremium
der Bremer Stadtteilparlamente,
sollte eigentlich laut Koalitions-
vertrag ersetzt werden – durch
einen neuen Bürgerschaftsaus-
schuss „für Bürgerbeteiligung
und Beiratsangelegenheiten“.
Seinem eigenen Statut zufolge
soll dieser für „die Angelegen-
heiten der Beiräte, insbesondere
deren Unterstützung als Instru-
mente der lokalen Demokratie“
zuständig sein. Doch vergangene
Woche teilte die Senatskanzlei
erst einmal mit, der Gesamtbei-
rat habe sich konstituiert. Das
ließ einige aufhorchen – und
munkeln, hier ginge es wohl um
die Sorge Einzelner im bisheri-
gen Gesamtbeirat, an Einfluss zu
verlieren.

Tatsächlich sickert aber bei
Rot-Grün die Erkenntnis durch,
dass sie etwas voreilig formuliert
haben und der Ausschuss
schlecht die Aufgaben des Ge-
samtbeirates übernehmen kann,
da in ihm eben nicht mehr die
Vertreter der 22 Ortsbeiräte ver-
treten sind, sondern elf Bürger-
schaftsabgeordnete. Die Beirats-
vertreter haben in ihm zwar ein
Rede- aber kein Stimmrecht.

Entsprechend erbost sind die
Beiräte. „Ichmöchte, dass derGe-
samtbeirat bestehen bleibt,“ sagt
die CDU-Politikerin Gabriela Pi-
ontkowski, die vom Ortsbeirat
Borgfeld in den Gesamtbeirat
entsandt wurde. Das würden die
Ortsteilpolitiker von SPD und
Grünen im Übrigen genauso se-
hen. Bei der konstituierenden
Sitzung am Montag habe es die
„einhellige Meinung“ gegeben,

beneinander existieren.
Bürgermeister Jens Böhrnsen

(SPD) zumindest scheint nicht
gewillt, sich sklavisch an den in
diesem Fall recht forschen Wort-
laut des Koalitionsvertrages zu
halten. Piontkowski: „Böhrnsen
ist da schon zurückgerudert. Bei
einem Empfang für die Beiräte
im Sommer hat er gesagt, das
Vorhaben sei nicht zwingend.
Wenn wir den Gesamtbeirat be-
halten wollen, könnten wir ihn
auch behalten.“

Piontkowski hält das insge-
samt für eine „wenig effektive“
Lösung: „Wofür der neue Aus-
schuss dann überhaupt noch gut
sein soll, ist mir nicht ganz klar.
Da scheint mir eher ein wenig
der Show-Faktor imVordergrund
zu stehen.“

terten Nebenhof.
Beim Gerichtsgebäude am

Domshof las Sönke Busch die
„Kurze Geschichte meiner Mut-
ter“. Darin geht es umZwangsste-
rilisationen im NS-Regime, so-
wie um die Konsequenzen von
Präzedenzfällen, die während
dieser Zeit hier verhandelt wur-
den. Durch Installationen und
Vorträge im Martinitunnel und
an der Schlachte, wo die Touris-
ten-Web-Cam zeitweilig umge-
nutzt wurde, beleuchteten da-
nach verschiedene Künstler, wie
und von wem die Stadt in Besitz
genommen wird. Begleitet von
Elektroklängen hallte diese Fra-
ge nach, als die dreistündige
Tour gegenüber der Weserburg
amSol LeWitt-Kunstwerk endete,
das demnächst dem Bauvorha-
ben eines Bremer Investors wei-
chen soll. D. AHLEMEYER

Mit einem Festakt hat Bremen
am Sonntag den 60. Jahrestag
des Inkrafttretensder Landesver-
fassung gefeiert. Die frühere Prä-
sidentin des Bundesverfassungs-
gerichtes, Jutta Limbach, be-
zeichnete als Festrednerin die
Verfassung als Dokument der so-
zialen Gerechtigkeit. „Keine der

unmittelbar nach dem Zweiten
Weltkrieg formulierten Verfas-
sungen – einschließlich des
Grundgesetzes –hatdas Ideal der
sozialen Gerechtigkeit so üppig
und vielschichtig thematisiert
wie die bremische.“

Die Landesverfassung war
noch vor der Unterzeichnung

des Grundgesetzes erarbeitet
worden und wurde am 21. Okto-
ber 1947 verkündet. Das Regel-
werk wurde im Laufe der Jahre
18-mal geändert. Unter dem Ein-
druck der NS-Diktatur wurden
der Verfassung vor allem die
Menschen- und Grundrechte so-
wie der Schutz der Schwachen als

60 Jahre Bremer Verfassung
Festrednerin Limbach: „Keine andere Verfassung thematisiert das Ideal der sozialen Gerechtigkeit so üppig“

Verpflichtung staatlichen Han-
delns vorangestellt. Limbach
würdigte das Dokument, weil es
auf „beeindruckende Weise“ den
für- und vorsorgenden Sozial-
staat verbinde. „Wie ein roter Fa-
den zieht sich die Tonart des So-
zialen durch das Verfassungsdo-
kument.“ DPA

angst verboten im theater

Auf den Hund gekommen
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Rückwärts mit einemWohnmobil die Treppe hoch – um fünf metallene Schafs-
kulpturen an einer Vegesacker Postfiliale zu klauen. Umständlicher konnten es
die drei mutmaßlichen Metalldiebe, die die Polizei auf frischer Tat ertappte, of-
fenbar nicht einrichten. Jetzt mal ganz geradeaus das Wetter: Sonne, 7 Grad.
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Die Redaktion behält sich Abdruck und Kürzen von LeserInnenbriefen vor.
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Böse Böttcherstraße? FOTO: DPA


